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W224 2212826-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Dr. Martina WEINHANDL als Einzelrichterin Uber die
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Syrien, vertreten durch ARGE Rechtsberatung, gegen den Bescheid des
Bundesamts fur Fremdenwesen und Asyl vom 12.12.2018, ZI. 1100904710-171002615, zu Recht:

A)

I. Der Beschwerde gegen Spruchpunkt VII. des angefochtenen Bescheides wird mit der Mal3gabe stattgegeben, dass die
Dauer des Einreiseverbots gemaR § 53 Abs. 1 iVm Abs. 3 Z 1 FPG auf 5 (finf) Jahre herabgesetzt wird.

1. Im Ubrigen wird die Beschwerde als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der BeschwerdefUihrer stellte am 28.12.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz.

2. Mit Bescheid vom 11.08.2016, ZI. 1100904710/152062447, wurde dem Antrag auf internationalen Schutz durch das
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) stattgegeben und dem Beschwerdefiihrer gemaR § 3
AsylG 2005 der Status eines Asylberechtigten zuerkannt. GemaR§ 3 Abs. 5 AsylG 2005 wurde festgestellt, dass dem

BeschwerdefUhrer kraft Gesetzes die Fltichtlingseigenschaft zukommt.

3. Mit Urteil des Landesgerichtes Feldkirch vom 29.06.2017, ZI. 61 Hv 26/17m, wurde der Beschwerdefihrer wegen des
Verbrechens der Vergewaltigung nach § 201 Abs. 1 StGB, wegen des Vergehens der Kérperverletzung nach§ 83 Abs. 1
StGB, wegen des Vergehens der Freiheitsentziehung nach8 99 Abs. 1 StGB sowie wegen des Vergehens der versuchten
Notigung nach 88 15, 105 Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer 24 Monaten rechtskraftig verurteilt. Gemaf
8 43a Abs. 3 StGB wurde die verhangte Freiheitsstrafe in der Dauer von 16 Monaten unter Bestimmung einer Probezeit
von drei Jahren bedingt nachgesehen.

4. Mit Bescheid des BFA vom 12.12.2018, ZI. 1100904710-171002615, wurde dem Beschwerdefihrer im Spruchpunkt I.
der Status des Asylberechtigten gemal3 8 7 Abs. 1 Z 1 iVm 8 6 Abs. 1 Z 4 AsylG 2005 aberkannt und festgestellt, dass
diesem die Fluchtlingseigenschaft kraft Gesetzes nicht mehr zukomme. Im Spruchpunkt Il. wurde dem
Beschwerdefiihrer der Status eines subsidiar Schutzberechtigten gemaR § 8 Abs. 3a iVm 8 9 Abs. 2 AsylG 2005 nicht zu
erkannt. Dem Beschwerdefiihrer wurde kein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswurdigen Grinden gemal3 8 57
AsylG 2005 erteilt. GemaR8 10 Abs. 1 Z 4 AsylG iVm§ 9 BFA-VG wurde gegen den Beschwerdefiihrer eine
Ruckkehrentscheidung erlassen. Gleichzeitig wurde die Zurtickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet nach Syrien geméaR § 8 Abs. 3a iVm § 9 Abs. 2 AsylG 2005 als unzuléssig angesprochen.
GemalR § 53 Abs. 3 Z 1 FPGwurde ein auf die Dauer von acht Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen.

Zur Aberkennung des Status eines Asylberechtigten flihrte das BFA im Wesentlichen aus, dass der Beschwerdeflhrer
mit Urteil des Landesgerichtes Feldkirch vom 29.06.2017, ZI. 61 Hv 26/17m, wegen des Verbrechens der Vergewaltigung
nach 8 201 Abs. 1 StGB, wegen des Vergehens der Korperverletzung nach§ 83 Abs. 1 StGB, wegen des Vergehens der
Freiheitsentziehung nach § 99 Abs. 1 StGB sowie wegen des Vergehens der versuchten Nétigung nach §§ 15, 105 Abs. 1
StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer 24 Monaten rechtskraftig verurteilt worden sei. GemaR § 43a Abs. 3 StGB sei
die verhadngte Freiheitsstrafe in der Dauer von 16 Monaten unter Bestimmung einer Probezeit von drei Jahren bedingt
nachgesehen worden. Diese Straftaten seien als besonders schweres Verbrechen zu qualifizieren und der
Beschwerdefiihrer gelte aus diesen schwerwiegenden Griinden als eine Gefahr fiir die Sicherheit Osterreichs. Rechtlich
verwies das BFA auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.12.2011, U 1907/10, wonach Gefahr fir die
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Sicherheit oder die Allgemeinheit eines Landes dann gegeben sei, wenn die Existenz oder territoriale Integritat eines
Staates gefahrdet sei oder wenn besonders qualifizierte strafrechtliche VerstéRe (zB Tétungsdelikte, Vergewaltigung,
Drogenhandel, bewaffneter Raub) vorlagen.

4. Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer fristgerecht Beschwerde. In dieser wurde im Wesentlichen
ausgefuhrt, dass der angefochtene Bescheid Verfahrensvorschriften verletze und inhaltlich rechtswidrig sei. Die
Beweiswurdigung des BFA sei mangelhaft einerseits betreffend das schitzenswerte Familienleben des
Beschwerdefiihrers und andererseits betreffend die zu erstellende Zukunftsprognose. Der Beschwerdefihrer habe
das Unrecht seiner Tat eingesehen und seine Strafe verbuf3t. Seither verhalte er sich wohl. Es sei sohin von einer
positiven Zukunftsprognose auszugehen. Der Beschwerdefuhrer lebe zwar nicht mit seinem Sohn und dessen Mutter
im gemeinsamen Haushalt, jedoch lebe er mit seinen Eltern im gemeinsamen Haushalt und das BFA habe dies nicht
beachtet.

5. Mit Schreiben vom 10.01.2019, eingelangt beim Bundesverwaltungsgericht am 14.01.2019, wurde die Beschwerde -
ohne von der Mdglichkeit einer Beschwerdevorentscheidung Gebrauch zu machen - dem Bundesverwaltungsgericht
zur Entscheidung vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der BeschwerdefUhrer ist ein volljahriger syrischer Staatsangehdriger. Er gehort der Volksgruppe der Araber an, ist
ledig und hat einen Sohn. Er lebte vor seiner Flucht im Daraa, Damaskus, Syrien.

1.2. Der Beschwerdefihrer befindet sich seit dem 28.12.2015 in Osterreich und stellte an diesem Tag einen Antrag auf
internationalen Schutz. Mit Bescheid vom 11.08.2016, ZI. 1100904710/152062447, wurde diesem Antrag auf
internationalen Schutz entsprochen und dem Beschwerdeflhrer der Status eines Asylberechtigten zuerkannt.

1.3. Mit Urteil des Landesgerichtes Feldkirch vom 29.06.2017, ZI. 61 Hv 26/17m, wurde der BeschwerdefUhrer wegen
des Verbrechens der Vergewaltigung nach § 201 Abs. 1 StGB, wegen des Vergehens der Kdrperverletzung nach§ 83
Abs. 1 StGB, wegen des Vergehens der Freiheitsentziehung nach§ 99 Abs. 1 StGB sowie wegen des Vergehens der
versuchten Noétigung nach 88 15, 105 Abs. 1 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer 24 Monaten rechtskraftig
verurteilt. GemalR § 43a Abs. 3 StGB wurde die verhangte Freiheitsstrafe in der Dauer von 16 Monaten unter
Bestimmung einer Probezeit von drei Jahren bedingt nachgesehen. Er befand sich bis 09.12.2018 in Strafhaft.

Der Beschwerdeflhrer wurde rechtmaRig verurteilt, in Thiringen eine naher bezeichnete Frau vorsatzlich am Kérper
verletzt zu haben, diese Frau mit Gewalt zur Duldung des Beischlafes und einer dem Beschlaf gleichzusetzenden
geschlechtlichen Handlung gendétigt zu haben, diese ndher bezeichnete Frau widerrechtlich gefangen gehalten zu
haben und sie mit Gewalt zur Herausgabe ihrer Eheringe zu nétigen versucht zu haben.

1.4. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass dem Beschwerdefihrer im Falle einer Rickkehr in seinen
Herkunftsstaat - Syrien - eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 sowie Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder
Nr. 13 zur Konvention droht.

1.5. Es kann - da der Beschwerdeflhrer erst letzten Monat aus der Strafhaft entlassen wurde - kein strafrechtliches
Wohlverhalten des Beschwerdeflhrers festgestellt werden. Ein weiterer Aufenthalt des Beschwerdefiihrers wirde eine
Geféhrdung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit darstellen.

1.6. Die Eltern des Beschwerdefiihrers leben in Osterreich und er lebt mit diesen seit 14.01.2019 in einem
gemeinsamen Haushalt. Ein persénliches oder finanzielles Abhangigkeitsverhaltnis zwischen dem Beschwerdefihrer
und den genannten Angehdrigen kann nicht festgestellt werden, zumal der Beschwerdeflihrer erst seit etwa einer
Woche mit seinen Eltern im gemeinsamen Haushalt lebt. Der Sohn des Beschwerdefiihrers lebt nicht im
Familienverband mit dem Beschwerdefuhrer.

2. Zur Lage in Syrien wird festgestellt (entnommen aus:
Landerinformationsblatt der Staatendokumentation 25.1.2018; letzte Aktualisierung August 2018):
1. Folter und unmenschliche Behandlung

Seit Beginn des Aufstands setzten die Sicherheitskrafte zehntausende Menschen willkiirlichen Verhaftungen,
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ungesetzlicher Haft, dem Verschwindenlassen, Misshandlungen und Folter in einem breiten Netzwerk von
Haftanstalten aus. Viele der Haftlinge sind junge Manner im Alter von 20 bis 30 Jahren, jedoch sind auch Kinder, Frauen
und altere Menschen unter den Inhaftierten (HRW 27.1.2016). Berichten zufolge wurden Familienmitglieder durch die
Sicherheitskrafte der syrischen Regierung festgenommen, darunter auch Kinder, um gesuchte Personen dazu zu
bewegen, sich den Sicherheitskraften zu stellen (HRW 27.1.2016; vgl. USDOS 13.4.2016). Schatzungen zufolge sind seit
2011 in Gefangnissen der syrischen Regierung 17.723 Menschen durch Folter, Misshandlungen und katastrophale
Haftbedingungen ums Leben gekommen (Al 18.8.2016).

Freigelassene Gefangene und Mitarbeiterinnen der Sicherheitskréfte, die sich abgesetzt haben ("defectors"), berichten
von einer Anzahl von Foltermethoden, die von den syrischen Sicherheitskraften verwendet werden. Dazu zdhlen
langes Schlagen - oft mit Schlagstocken und Drahten - schmerzhafte Stresspositionen, Elektroschocks, sexuelle
Angriffe, das Ziehen von Fingernageln und Scheinhinrichtungen. (HRW 21.1.2014)

Bewaffnete Oppositionsgruppen begehen in wachsendem AusmaR schwere Menschenrechtsverletzungen, darunter
auch Folter. Auslandische Kampfer und jihadistische Gruppen sind unter den schlimmsten Tatern. (HRW 21.1.2014)
Aber auch die Freie Syrische Armee foltert einem Uberldufer zufolge - manchmal mit tédlichem Ausgang. (UK
11.09.2013)

Von den Aufstandischen gefangengenommene syrische Sicherheitskrafte oder ihre angeblichen Unterstltzerlnnen
machen unter Folter Gestdndnisse. Dazu gibt es viele Videoaufzeichnungen, welche Gefangene mit Zeichen physischer
Misshandlungen zeigen. (UK 11.09.2013)

Vergewaltigungen, meist von Frauen, aber auch von Madnnern und Buben, sind zu einer Kriegswaffe geworden. Laut
Menschenrechtsgruppen werden die meisten Vergewaltigungen von Gruppen begangen, die den Regimekraften
zuzuordnen sind. (FH 23.1.2014)

Regierungskrafte verhafteten, folterten und toteten Hunderte von Angestellten des Gesundheitsbereichs und
Patientinnen. Sie griffen absichtlich Fahrzeuge an, die Patientinnen und Vorrate transportierten. (HRW 21.1.2014)
Ambulanzfahrer, Krankenschwestern, Arztinnen und Helfer wirden attackiert, verhaftet oder verschwinden. Auch
Schwerverwundete wurden aus Krankenhdusern entfiihrt, weil ihre Verletzungen als Beweise flr oppositionelle
Unterstltzung gewertet wurden. Die extremsten Beispiele lieferte ein Militdrkrankenhaus in Homs. Dort wurden
Verletzte gefoltert und Arztinnen befohlen, die Opfer am Leben zu erhalten, um sie weiter verhéren zu kénnen. (ARD
16.9.2013)

2. Risikoprofile

Werden Asylantrage von Asylsuchenden aus Syrien auf Einzelfallbasis gemaR bestehenden Asylverfahren oder
Verfahren zur Feststellung der Flichtlingseigenschaft geprift, so ist UNHCR der Ansicht, dass Personen mit einem oder
mehreren der unten beschriebenen Risikoprofilen wahrscheinlich internationalen Schutz im Sinne der GFK benétigen,
sofern keine Ausschlussklauseln anwendbar sind (siehe Absatz 39). Bei Familienangehérigen und Personen, die auf
sonstige Weise Menschen mit den nachfolgend aufgefiihrten Risikoprofilen nahestehen, ist es je nach den Umstdnden
des Einzelfalls ebenfalls wahrscheinlich, dass sie internationalen Flichtlingsschutz benétigen. Sofern relevant, sollte
besonderes Augenmerk auf jegliche Verfolgung gelegt werden, der Asylsuchende in der Vergangenheit méglicherweise
ausgesetzt waren.

Personen, die eine oppositionelle Einstellung haben oder denen eine solche unterstellt wird: Die Regierung wendet fur
die Definition von oppositioneller Einstellung sehr breite Kriterien an: So kann jede Form von Kritik, Opposition oder
mangelnde Loyalitdt der Regierung gegenuber, in welcher Art auch immer ausgedrickt, zu ernsthaften Konsequenzen
far die Person fUhren. Viele Protestierende, Aktivisten/Aktivistinnen, Wehrdienst-verweigerer, Deserteure, partizipative
(Birger-) Journalisten/Journalistinnen ("citizen journalists"), Arzte/Arztinnen und Personen, die humanitire Hilfe
leisten, und denen eine oppositionelle Haltung unterstellt wurde, wurden willkiirlich verhaftet, gefoltert, misshandelt
und standrechtlich hingerichtet. Viele wurden unter Anti-Terrorismusgesetzen verurteilt, die schwere Strafen vorsehen,
wobei "Terrorismus" in diesem Gesetz sehr vage und breit definiert wird. Die meisten Gefangenen werden nie
angeklagt. Tausende Zivilisten/Zivilistinnen wurden vor Strafgerichten, dem Anti-Terrorismus-Gericht in Damaskus und
Militargerichten in Verfahren verurteilt, die keine internationalen Fairness-Standards einhalten; haufig nach
mehrmonatiger Haft in Untersuchungshafteinrichtungen, die von Sicherheitsbehdrden gefuhrt werden, und auf Basis
von erzwungenen Gestandnissen. Strafen sind Berichten zufolge hart. Die Regierung tiberwacht politische Treffen, die



Post und Onlineaktivitaten. Unzahlige Personen wurden verhaftet, weil sie auf social media Fotos oder Videos "geliked"
oder geteilt haben, die oppositionelle Meinungen vertreten oder unterstltzen. Die sog. Syrische Elektronische Armee
hackt Websites und social media Seiten von oppositionellen Gruppen, westlichen Medien und
Menschenrechtsorganisationen.

Syrer_innen, die im Ausland in regierungsgegnerische Proteste verwickelt waren, wurden systematisch Uberwacht,
eingeschlchtert und teilweise physisch durch Botschaftsangestellte und andere angegriffen. Familienangehdrige von
Syrer_innen, die sich im Ausland an Protesten oder dhnlichen Aktivitaten beteiligen, wurden in Syrien befragt, bedroht,

verhaftet, kérperlich misshandelt oder sogar getétet.

Die echte oder unterstellte regierungsgegnerische Einstellung einer Person wird haufig auch Personen in ihrem Umfeld
zugeordnet, wie Familienangehdrigen, Nachbarn oder Kollegen/Kolleginnen. Familienangehdrige von
Aktivisten/Aktivistinnen, Mitgliedern von Oppositionsparteien, Deserteuren oder Wehrdienstverweigerern wurden Ziel
von willkurrlichen Verhaftungen, Folter, Misshandlungen, auch sexueller Gewalt und standrechtlicher Exekution. In
Fallen, in denen eine gesuchte Person, der eine oppositionelle Haltung unterstellt wird, nicht gefunden werden kann,
werden Familienangehdrige verhaftet und misshandelt, um zu erfahren, wo die Person ist, damit sie sich stellt, oder
um ihre Handlungen zu bestrafen. Weibliche Familienangehérige werden Berichten zu Folge auch zum Tausch bei
Gefangenenaustauschen mit regierungsgegnerischen bewaffneten Gruppen verwendet. Nachbarn, Freunde und
Kollegen waren ebenfalls Ziele solcher Praktiken.

Aus Angst wird haufig Abstand genommen, sich Uber eine Verhaftung zu beschweren; stattdessen werden
Bestechungsgelder bezahlt, um einen Verhafteten verlegen zu lassen oder freizubekommen. Prasidentielle Amnestien
ermoglichten auch Bestechungen von Richtern/Richterinnen. In besonders schweren Fallen wurden ganze Familien
von Oppositionellen oder Deserteuren verhaftet oder ermordet, zB wahrend einer Hausdurchsuchung.

Personen, die leicht von den syrischen Behorden als regierungskritisch wahrgenommen werden, oder die
Sympathisanten sind oder Verbindungen zur Opposition haben, werden wahrscheinlich internationalen Schutz wegen
ihrer auch nur unterstellten politischen Gesinnung bendtigen. Der reine Verdacht einer solchen Haltung reicht aus, um
eine wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung auszulésen.

Die nachstehend aufgefihrten Risikoprofile sind nicht unbedingt abschlieBend und kénnen sich Uberschneiden. Die
Reihenfolge der aufgefuhrten Profile impliziert keine Hierarchie. Die Profile basieren auf Informationen, die UNHCR
zum Zeitpunkt der Erstellung dieses Dokuments vorlagen. Ein Antrag sollte daher nicht automatisch als unbegriindet
erachtet werden, weil er keinem hier aufgefuhrten Profil entspricht.

* Personen, die tatsachlich oder vermeintlich in Opposition zur Regierung stehen, einschliel3lich, jedoch nicht
beschrankt auf Mitglieder politischer Oppositionsparteien; Aufstandische, Aktivisten und sonstige Personen, die als
Sympathisanten der Opposition angesehen werden; Mitglieder bewaffneter oppositioneller Gruppen bzw. Personen,
die als Mitglieder bewaffneter oppositioneller Gruppen angesehen werden; Wehrdienstverweigerer und Deserteure
der Streitkrafte; Mitglieder der Regierung und der Baath-Partei, die ihre Amter niedergelegt haben; Familienangehérige
von tatsachlichen oder vermeintlichen Regierungsgegnern sowie andere Personen, die mit tatsachlichen oder
vermeintlichen Regierungsgegnern in Verbindung gebracht werden; Zivilisten, die in vermeintlich
regierungsfeindlichen stadtischen Nachbarschaften, Stadten und Dérfern leben.

* Personen, die tatsachlich oder vermeintlich die Regierung unterstitzen, einschlieBlich, jedoch nicht beschrankt auf
Mitglieder von Parteien, die der Regierung verbunden sind; tatsachliche und vermeintliche Mitglieder von Streitkraften
der Regierung sowie Zivilbirger, von denen angenommen wird, dass sie mit Streitkraften der Regierung
zusammenarbeiten; Familienangehdrige von Personen, die tatsachlich oder vermeintlich die Regierung untersttitzen;
Zivilisten, die in vermeintlich regierungsnahen stadtischen Nachbarschaften, Stadten und Dérfern leben.

* Personen, die tatsachliche oder vermeintliche Gegner von ISIS sind, und sich in Gebieten aufhalten, in denen ISIS de
facto die Kontrolle oder Einfluss austibt.

* Personen, die tatsachliche oder vermeintliche Gegner bewaffneter oppositioneller Gruppen sind, und sich in
Gebieten aufhalten, in denen diese Gruppen de facto die Kontrolle ausiben.

* Personen, die tatsachliche oder vermeintliche Gegner von PYD/YPG sind und sich in Gebieten aufhalten, in denen
PYD/YPG de facto die Kontrolle austben.



* Angehdrige bestimmter Berufsgruppen, insbesondere Journalisten und andere in der Medienbranche tatige

Personen, Laienjournalisten;
Arzte und andere im Gesundheitswesen tatige Personen;

Menschenrechtsaktivisten; humanitare Helfer; Kinstler; Unternehmer und andere Personen, die tatsachlich oder

vermeintlich vermégend oder einflussreich sind.

* Mitglieder religioser Gruppen, einschliel3lich Sunniten, Alawiten, Ismailis, Zwélfer-Schiiten, Drusen, Christen und
Jesiden.

* Personen, die vermeintlich gegen die Scharia verstof3en und in Gebieten leben, die unter der Kontrolle oder dem
Einfluss extremistischer islamistischer Gruppen stehen.

* Angehdrige ethnischer Minderheiten, einschlieBlich Kurden, Turkmenen, Assyrer, Tscherkessen und Armenier.

* Frauen, insbesondere Frauen ohne Schutz durch Manner, Frauen, die Opfer von sexueller Gewalt, von Kinder- und
Zwangsheirat, hauslicher Gewalt, Verbrechen zur Verteidigung der Familienehre ("Ehrendelikt") und Menschenhandel
wurden, oder einem entsprechenden Risiko ausgesetzt sind.

* Kinder, insbesondere Kinder, die in der Vergangenheit festgenommen wurden, oder die einem entsprechenden
Risiko ausgesetzt sind; sowie Kinder, die Opfer von Zwangsrekrutierung als Kindersoldaten, sexueller und hauslicher
Gewalt, Kinderarbeit, Menschenhandel und systematischer Verweigerung des Zugangs zu Bildungsangeboten wurden,
oder die einem entsprechenden Risiko ausgesetzt sind.

* Personen mit unterschiedlicher sexueller Orientierung und/oder geschlechtlicher Identitat.
* Palastinensische Fluchtlinge.

Prinzipiell kdnnen Syrer_innen unter Verwendung ihrer Passe (oder ID-Karten flr den Libanon) das Land tber jeden
Grenzposten, der in Betrieb ist, verlassen. Personen, die ohne glltige Ausweise, nicht Uber offizielle Grenziibergange
oder ohne Genehmigung ein- oder ausreisen, kdnnen mit Haft- oder einer Geldstrafe belegt werden.

Eine Ausreisegenehmigung benétigen Beamte/Beamtinnen (von ihrem Ministerium/ihrer Dienststelle); Berufssoldaten
(die, die ohne Genehmigung das Land verlassen, werden wie Deserteure behandelt); Kinder (bendétigen die schriftliche
Zustimmung des Vaters);, Manner im wehrfahigen Alter zwischen 18 und 42 (benétigen die Zustimmung der
Einrichtung, die Einberufungen vornimmt. Nach Informationen des UNHCR betrifft diese Genehmigungspflicht auch
Personen, die eine Ausnahmegenehmigung haben; nach Ablauf der Ausnahmegenehmigung wird erwartet, dass sie

zum Militardienst antreten, andernfalls werden sie als Wehrdienstverweigerer angesehen).
3. Religionsfreiheit

In Syrien gibt es keine offizielle Staatsreligion, wobei die Verfassung jedoch vorsieht, dass der syrische Prasident
Muslim sein muss, und dass die islamische Rechtsprechung eine Hauptquelle des Gesetzes darstellt (USDOS
15.8.2017). Die Behandlung von Angelegenheiten des Personenstandsrechtes erfordert die Zugehdrigkeit jedes
Burgers zum Christentum, Islam oder Judentum, und die Personen fallen unter die jeweilige Gesetzgebung ihrer
religiosen Gruppe in Fallen von EheschlieBungen oder Scheidung (USDOS 15.8.2017; vgl. Eijk 2013). Die
Religionszugehdrigkeit einer Person wird nicht auf der Identitatskarte vermerkt, muss jedoch beim Zivilregister
registriert werden. Es ist nicht méglich, "keine Religion" zu haben. Atheisten existieren in Syrien nicht, zumindest nicht
laut dem Zvilregister (Eijk 2013). Das Gesetz schrankt Missionierung und Konversionen ein. Es verbietet die Konversion
vom Islam zu anderen Religionen, erkennt die Konversion zum Islam jedoch an. Das Strafgesetz verbietet auch "das
Verursachen von Spannungen zwischen religiosen Gemeinschaften" (SWP 5.2014; vgl. USDOS 15.8.2017). Ein zum
Islam konvertierter Erwachsener kann auerdem nicht zu seinem urspringlichen Glauben zurlck konvertieren (Eijk
2013).

Am Beginn des Konfliktes waren Angriffe auf Minderheiten kein zentraler Bestandteil des Krieges, wobei manche
Minderheiten der Gewalt mehr ausgesetzt waren als andere. Die Handlungen von Seiten des Regimes haben jedoch
dazu beigetragen, dass die konfessionelle Dimension des Konfliktes eskalierte, was zu willkirlichen Angriffen gegen



Zivilisten, auf Basis ihrer Identitat und wahrgenommenen Verbindung mit der Regierung oder der Opposition, fuhrte
(MRG 12.7.2016; vgl. Welt 4.4.2016). Auch die vermehrte Beteiligung von internationalen Akteuren verstarkte die
konfessionellen Spannungen (MRG 12.7.2016).

Die syrische Regierung und die mit ihr verbiindeten schiitischen Milizen tdten, verhaften und misshandeln Sunniten
und Mitglieder von bestimmten Minderheiten physisch, als Teil der Bemuhungen den bewaffneten Aufstand von
oppositionellen Gruppierungen niederzuschlagen. Laut mehreren Beobachtern des Konfliktes wandte das Regime
Taktiken an, die darauf abzielten die extremsten Elemente der sunnitisch-islamistischen Opposition zu starken, um
den Konflikt dahingehend zu formen, dass dieser als ein Konflikt gesehen wird, in dem eine religids moderate
Regierung einer religios extremistischen Opposition gegenlbersteht. Die Revolution wurde somit mit der sunnitischen
Bevolkerung assoziiert, die Regierung zielte Berichten zufolge auf Stadte und Nachbarschaften mit Belagerung,
Beschuss und Luftangriffen auf Basis der Religionszugehorigkeit der Bewohner ab. Wdhrend sich Rebellen in
Statements und Veroffentlichungen explizit als sunnitische Araber oder sunnitische Islamisten identifizierten und eine
Unterstltzerbasis haben, die fast ausschlie3lich aus Sunniten besteht, und dadurch das Abzielen der Regierung
konfessionell motiviert erscheint, merkten Beobachter jedoch an, dass zweifellos auch andere Motivationen fir die
Gewalt existierten. Experten argumentierten, dass Gewalt auf beiden Seiten oft religios motiviert sei (USDOS
15.8.2017). Auch der IS ist fiir Menschenrechtsverletzungen Sunniten gegentber verantwortlich (USDOS 2.6.2016; vgl.
USDOS 3.3.2017).

4. Wehr- und Reservedienst und Rekrutierungen

FUr mannliche Syrer und Palastinenser, welche in Syrien leben, ist ein Wehrdienst von 18 oder 21 Monaten ab dem
Alter von 18 Jahren verpflichtend, aulRerdem gibt es einen freiwilligen Militdrdienst. Frauen kdnnen ebenfalls freiwillig
einen Militardienst ableisten (CIA 19.10.2016; vgl. FIS 23.8.2016). Seit Jahren versuchen immer mehr Manner die
Rekrutierung zu vermeiden, indem sie beispielsweise das Land verlassen oder bewaffneten Gruppen beitreten, die das
Regime unterstitzen. Jenen, die den Wehrdienst verweigern, oder auch ihren Familienangehérigen, kénnen
Konsequenzen drohen (FIS 23.8.2016).

Es ist schwer zu sagen, in welchem AusmalR die Rekrutierung durch die syrische Armee in verschiedenen Gebieten
Syriens, die unter der Kontrolle verschiedener Akteure stehen, tatsachlich durchgesetzt wird, und wie dies geschieht
(FIS 23.8.2016).

In der syrischen Armee herrscht zunehmende Willkir und die Situation kann sich von einer Person zur anderen
unterscheiden (FIS 23.8.2016).

Oppositionsgruppen haben ihre eigenen Vorgangsweisen bei der Rekrutierung, und die Situation kann von der jeweils
verantwortlichen Person abhangen (FIS 23.8.2016).

Regierungseinheiten, Pro-Regime-Milizen, bewaffnete oppositionelle Gruppen und terroristische Organisationen
rekrutieren Kinder und nutzen sie als Soldaten, menschliche Schutzschilde, Selbstmordattentater, Henker und auch in
unterstitzenden Funktionen. Kinder werden als Zwangsarbeiter oder Informanten benutzt, wodurch sie dem Risiko
von Vergeltungsakten oder extremen Bestrafungen ausgesetzt sind. Manche bewaffnete Gruppierungen, die auf der
Seite der Regierung kampfen, zwangsrekrutieren Kinder - manche nicht alter als 6 Jahre (USDOS 30.6.2016).

Der IS setzt aktiv Kinder - manche lediglich 8 Jahre alt - in Kampfhandlungen ein, teils auch bei der Enthauptung von
Soldaten des syrischen Regimes. Der IS zielt bewusst auf Kinder ab, um diese zu indoktrinieren und nutzt Schulen fur
militarische Zwecke, wodurch Kinder gefahrdet werden und ihr Zugang zu Bildung eingeschrankt wird (USDOS
30.6.2016).

Auch die Kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) rekrutieren Burschen und Madchen, indoktrinieren sie und
bringen sie in Trainings-Camps (USDOS 30.6.2016).

4.1. Die syrischen Streitkrafte - Wehr- und Reservedienst

Die syrische Armee hat durch Todesfélle, Desertionen und Uberlaufen zu den Rebellen einen schweren Mangel an
Soldaten zu verzeichnen. Viele weigern sich, der Armee beizutreten. Die reguldren Rekrutierungsmethoden werden in
Syrien noch immer angewendet, weil das Regime zeigen will, dass sich nichts verandert hat, und das Land nicht in
totaler Anarchie versinkt. Es werden Rekrutierungsschreiben verschickt, wenn Manner das wehrfahige Alter erreichen.
Manner, die sich auBer Landes oder in Gebieten, die nicht von der Regierung kontrolliert werden, befinden, erhalten



ihre Rekrutierungsschreiben haufig nicht (FIS 23.8.2016). Wenn eine personliche Benachrichtigung nicht moglich ist,
kénnen Manner, welche das wehrfahige Alter erreichen, auch durch Durchsagen im staatlichen Fernsehen, Radio oder
der Zeitung zum Wehrdienst aufgerufen werden (DIS 26.2.2016). Manner werden jedoch auch auf der Stralle an
Checkpoints oder an anderen Orten rekrutiert. Es gibt auch Massenverhaftungen und Tir-zu-Ttr-Kampagnen, um
Wehrdienstverweigerern habhaft zu werden (FIS 23.8.2016; vgl. UNHCR 30.11.2016). Berichten zufolge besteht aber
auch fur - teils relativ junge - Minderjahrige die Gefahr, in Zusammenhang mit der Wehrpflicht an Checkpoints
aufgehalten zu werden und dabei Repressalien ausgesetzt zu sein (UNHCR 30.11.2016). Christliche und muslimische
religiose Fuhrer kénnen weiterhin den Kriegsdienst verweigern, wobei muslimische Fihrer eine Abgabe bezahlen
mussen, um vom Kriegsdienst befreit zu werden (USDOS 10.8.2016).

Bestechung als Mittel, um den Wehrdienst zu vermeiden, ist mittlerweile schwieriger geworden - zumindest wenn
jemand keine grofRen Geldsummen zur Verfligung hat. Es gibt auch Manner im wehrpflichtigen Alter, die frei in Syrien
leben. Dem Regime liegt nicht daran, alle wehrtauglichen Personen in die Flucht zu treiben. Es werden namlich auch
kinftig motivierte Kdmpfer bendtigt (FIS 23.8.2016).

Nach der Massenwanderung von Syrern im Jahr 2015 wurde das Wehrdienstalter erhéht, und mehr Manner wurden an
Checkpoints rekrutiert, auch solche, die ihren Militérdienst bereits beendet hatten. Fir junge Manner im Alter von 16
und 17 Jahren ist es schwer, einen Reisepass zu erhalten, oder sie erhalten nur einen Pass, der zwei Jahre giltig ist (FIS
23.8.2016; vgl. UNHCR 30.11.2016).

Das Hoéchstalter fir den Militardienst betrug zuvor 42 Jahre, wurde jedoch inzwischen erhdht, wobei es hierzu keine
offizielle Regelung und daher auch kein offizielles Héchstalter mehr gibt (FIS 23.8.2016).

Reservisten kénnen je nach Gebiet und Fall auch im Alter von 50 bis 60 Jahren zum aktiven Dienst einberufen werden.
Sie werden mittels Brief, den die Polizei persénlich zustellt, oder an Checkpoints rekrutiert (FIS 23.8.2016). Bei der
Einberufung von Reservisten ist das Alter weniger entscheidend als der Beruf oder die Ausbildung einer Person, sowie
Rang und Position wahrend des bereits abgeleisteten Militardienstes oder die Einheit, in der gedient wurde (DIS
26.2.2016).

Es gibt verschiedene Grunde, um vom Militardienst befreit zu werden. Der einzige Sohn einer Familie, Studenten oder
Versorger der Familie kdnnen vom Wehrdienst befreit werden. AuBerdem sind Manner mit Doppelstaatsburgerschaft,
die den Wehrdienst bereits in einem anderen Land abgeleistet haben, Ublicherweise vom Wehrdienst befreit.
Moglicherweise kommt es bei diesen Ausnahmen zum Wehrdienst derzeit jedoch auch zu Willkdr (FIS 23.8.2016; vgl.
DIS 26.2.2015, UNHCR 30.11.2016). Durch den erhéhten Bedarf an Soldaten wird mittlerweile ebenso auf "geschitzte"
Gruppen wie Studierende, Beamte und Minderheiten zurtickgegriffen (UNHCR 30.11.2016).

Entlassungen aus dem Militéardienst sind sehr selten geworden. Es gibt Manner in der Armee, die seit dem Beginn der
Revolution 2011 in der Armee sind. Die Dauer des Militardienstes hat sich verlangert, méglicherweise ist sie auch nicht
mehr begrenzt. 2011 konnte der Wehrdienst noch um ein paar Monate verlangert werden, und danach wurde man
entlassen. Mittlerweile ist Desertion haufig der einzige Ausweg (FIS 23.8.2016; vgl. DIS 26.2.2015).

Bei der Einreise nach Syrien Uber den Flughafen Damaskus oder andere Einreisepunkte in Gebiete, die vom syrischen
Regime kontrolliert werden, wird bei Mannern im wehrfahigen Alter Gberprift, ob diese ihren Militardienst bereits
abgeleistet haben. Selbst wenn sie ihren Militardienst bereits absolviert haben, kommt es vor, dass Manner im
wehrfahigen Alter erneut zwangsrekrutiert werden (IRB 19.1.2016).

4.2. Die Krafte der Nationalen Verteidigung (National Defence Forces - NDF)

Die Krafte der Nationalen Verteidigung (National Defence Forces - NDF), sind das gréRte Netzwerk von Milizen in Syrien
(CMEC 2.3.2015; vgl. DIS 26.2.2015). Das Netzwerk verfugt Uber eine 2013 gegrindete Dachorganisation fur
verschiedene, mit dem Regime alliierte Milizen und paramilitarische Gruppierungen. Die genaue Mannstarke der NDF
ist nicht bekannt, Schatzungen reichen jedoch von 60.000 bis 100.000 Mitgliedern. Kampfer der NDF gelten als dem
Regime loyaler als die Wehrdienstleistenden in der Armee. Die Vorgehensweise der NDF variiert stark zwischen den
einzelnen Gebieten. In manchen Gebieten sind Gruppierungen der NDF disziplinierter und in anderen agieren sie eher
wie bewaffnete und gewalttatige Banden (FIS 23.8.2016).

In den NDF sind auch Gruppen organisiert, die auf religioser Zugehdrigkeit basieren. So gibt es zum Beispiel eigene
Gruppen fur Alawiten oder Christen. Manchmal findet die Rekrutierung zu den NDF auf Stammesbasis statt.



Rekrutierung durch den Stamm ist vor allem in landlichen Gegenden wichtig (FIS 23.8.2016). Die NDF sind unter
Provinzkommandeuren organisiert (CMEC 2.3.2015). Indem man den NDF beitritt, kann man den Wehrdienst bei der
syrischen Armee vermeiden und den eigenen Einsatzort besser beeinflussen und entscheiden, um in der Nahe der
eigenen Familie stationiert zu werden. Dies macht den Dienst bei den NDF filr jene attraktiver, die sich weigern, zur
Armee zu gehen, weil sie dann von zu Hause weggeschickt wirden (FIS 23.8.2016).

Der Beitritt zu den NDF ist grundsatzlich freiwillig und anders als in der Armee kann man einen Vertrag
unterschreiben, um eine begrenzte Zeit bei den NDF zu dienen. Junge Menschen treten den NDF bei, um in der Nahe
ihrer Familien bleiben zu kdnnen, um Geld zu verdienen oder eine Waffe zu bekommen. Die Bevdlkerung traut diesen
Gruppen mehr als der Armee, ihr Fundament sind regionale und lokale Netzwerke. Obwohl generell der Beitritt zu den
NDF freiwillig geschieht, kann auch sozialer Druck herrschen, den NDF beizutreten (FIS 23.8.2016).

Milizen der NDF sollen auch Kinder zwangsrekrutiert haben (USDOS 30.6.2016). Es gab Falle in denen junge Manner
von 16 oder 17 Jahren rekrutiert wurden, da die NDF nicht dem Gesetz unterstehen. Rekruten der NDF bekommen
einen Identitatsausweis. Als dezidiert Freiwillige sind Angehorige der NDF bei Rebellen verhasster, als reguldre
Soldaten - die unter Umstdanden zwangsrekrutiert worden sind, weshalb diese in noch groRere Gefahr laufen, bei
Gefangennahme getdtet zu werden (FIS 23.8.2016).

4.3. Die kurdischen Volksverteidigungskrafte (YPG/YP))

Die kurdischen Volksverteidigungskrafte (YPG) sind der bewaffnete Fligel der kurdischen Partei der Demokratischen
Union (PYD) (FIS 23.8.2016). Bis 2014 war der Militardienst bei der YPG freiwillig. Seit 2014 gibt es jedoch in den
Gebieten unter Kontrolle der PYD eine gesetzliche Verordnung zum verpflichtenden Wehrdienst. Jede Familie ist dazu
verpflichtet, ein Familienmitglied im Alter von 18 bis 30 Jahren als "Freiwilligen" fiir einen sechsmonatigen Wehrdienst
bei der YPG aufzubieten. Wird dieser Verpflichtung nicht nachgekommen, kommt es zu Zwangsrekrutierungen, sowohl
von Erwachsenen als auch von Minderjahrigen, oder zu rechtlichen Konsequenzen (KurdWatch 30.6.2016; vgl. SEM
21.12.2015). Das Grundproblem dieses Gesetzes besteht zum einen darin, dass es nicht von einer dazu legitimierten
staatlichen Instanz beschlossen wurde, sondern von einem von der PYD eingesetzten Gremium. Beim bewaffneten
Arm der PYD, den Volksverteidigungseinheiten (YPG), handelt es sich nicht um eine quasistaatliche Armee, sondern um
eine Parteimiliz. Zum anderen sieht das Gesetz keine Moéglichkeit der Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgrinden
vor (KurdWatch 5.2015).

4.4. Wehrdienstverweigerung / Desertion

Es gab Amnestien der syrischen Regierung, um Deserteure und Wehrdienstverweigerer zu ermutigen, sich zum Dienst
zu melden (FIS 23.8.2016; vgl. Reuters 20.7.2016). Es ist jedoch nicht bekannt, ob Manner, die dieses Angebot in
Anspruch nehmen, Konsequenzen erfahren oder nicht (FIS 23.8.2016). Besonders aus dem Jahr 2012 gibt es Berichte
von desertierten syrischen Soldaten, welche gezwungen wurden, auf unbewaffnete Zivilisten und Protestierende,
darunter Frauen und Kinder, zu schieRen. Falls sie sich weigerten, waren sie Gefahr gelaufen, erschossen zu werden (Al
6.2012).

Auf Desertion steht die Todesstrafe. Es ist jedoch nicht bekannt, wieweit die Todesstrafe wirklich angewendet wird. Ein
Deserteur wirde jedoch zumindest inhaftiert werden. Wenn ein Deserteur an einem Checkpoint rekrutiert wird, kann
er direkt zum Dienst - auch an die Front - oder ins Gefdngnis geschickt werden. Die Konsequenzen fir Desertion
hangen vom Bedarf an der Front und von der Position und dem Rang des Deserteurs ab. Fir ,desertierte’, vormals bei
der Armee arbeitende Zivilisten gelten dieselben Konsequenzen wie fir einen Deserteur. Solche Personen werden als
Verrater angesehen, weil sie Uber Informationen Uber die Armee verflgen (FIS 23.8.2016).

Auch Familien von Deserteuren oder Wehrdienstverweigerern haben mit Konsequenzen zu rechnen. Eine Familie
kdonnte von der Regierung unter Druck gesetzt werden, wenn der Deserteur dadurch vielleicht gefunden werden kann.
Familienmitglieder (auch weibliche) kénnen festgenommen werden, um den Deserteur dazu zu bringen, sich zu
stellen. Manchmal wird ein Bruder oder der Vater eines Deserteurs ersatzweise zur Armee rekrutiert (FIS 23.8.2016).

Wenn ein Wehrdienstverweigerer von den Behdrden aufgegriffen wirde, wirde er verhaftet und Uberpruft werden.
AnschlieBend koénnte die Person zum Dienst in der Armee geschickt werden. Die Konsequenzen hangen jedoch vom
Profil und den Beziehungen der Person ab. Wenn es eine Verbindung zu einer oppositionellen Gruppe gibt, waren die
Konsequenzen ernster (DIS 26.02.2015).



5. Behandlung nach Rickkehr

Laut der International Organization for Migration (IOM) sind zwischen Januar und Juli 2017 602.759 vertriebene Syrer in
ihre Heimatgebiete zurlickgekehrt. 93 Prozent davon sind Binnenvertriebene gewesen und 7 Prozent kehrten aus der
Turkei, dem Libanon, Jordanien und dem Irak nach Syrien zurtck. Rickkehrer aus der Turkei und Jordanien kehrten
hauptsachlich in die Provinzen Aleppo und Hassakah zurtck (IOM 11.8.2017). Am Beginn des Jahres kam es zur
Rackkehr von etwa 150.000 Personen (Zeitraum Januar-April 2017) nach Ost-Aleppo, wobei die Dauerhaftigkeit dieser
Riickkehr fragwurdig ist, da die Zahl der beschadigten Unterkinfte in Ost-Aleppo sehr hoch ist (IDMC 2017).

Die Hauptfaktoren, die die Entscheidung zurtickzukehren, beeinflussen, sind primar die Wiedervereinigung mit
Familienmitgliedern, den Zustand des eigenen Besitzes/Grundstlicks zu prifen und in manchen Fallen auch die
tatsachliche oder wahrgenommene Verbesserung der Sicherheitslage in Teilen des Landes (UNHCR 30.6.2017 und IOM
11.8.2017). Andere Ruckkehrgriinde kénnen eine Verschlechterung der 6konomischen Situation am Zufluchtsort oder
soziokulturelle Probleme sein (Die Presse 14.8.2017, vgl. IOM 11.8.2017).

Das Konzept von Binnenvertriebenen ist jedoch viel weiter gefasst, als jenes von Fluchtlingen. Binnenvertriebene sind
all jene, die ihr Zuhause verlassen haben und dabei sehr kurze oder auch weite Entfernungen zurlckgelegt haben.
Kirzere Distanzen erhéhen die Wahrscheinlichkeit einer Rickkehr. Beispielsweise kehren viele IDPs aus West-Aleppo
nach Ost-Aleppo zurlick, oder viele IDPs aus den Vorstadten von Damaskus kehrten in die Vororte Qabun oder
Qudsaya zurtick, nachdem diese von der syrischen Armee wieder erobert wurden. Das hauptsachliche Hindernis bei
der Ruckkehr bleibt das Fehlen von Sicherheit, wobei diese Einschatzung von der geographischen Herkunft,
soziodkonomischen Lage und einer potentiellen Beteiligung im Widerstand gegen das syrische Regime beeinflusst wird
(W17.7.2017).

Geschatzte 67 Prozent der Ruckkehrer (405.420 Personen) kehrten in die Provinz Aleppo zurlck, 27.620 nach Idlib,
75.209 nach Hama,

45.300 nach Raqqa, 21,346 nach Damaskus-Umland und 27.861 in andere Provinzen. Berichten zufolge kehrten 97
Prozent der Vertriebenen zu ihrem eigenen Haus zurtick, 1,8 Prozent leben bei Gastgebern, 1,4 Prozent in verlassenen
Hausern, 0,14 Prozent in informellen Siedlungen und 0,03 Prozent in gemieteten Unterkinften. Der Zugang zu
Nahrung und Haushaltsgegenstanden der Ruckkehrer liegt dieser Studie zufolge bei 80 und 83 Prozent, der Zugang zu
Wasser und Gesundheitsversorgung nur bei 41 und 39 Prozent, weil die Infrastruktur des Landes durch den Konflikt
extrem beschadigt wurde. Im Jahr 2016 lag die Zahl der Ruckkehrer bei 685,662. Von diesen Ruckkehrern wurden
jedoch geschatzte 20.752 im selben Jahr und 21.045 im Jahr 2017 erneut vertrieben. Wahrend die Zahl der Rickkehrer
in Syrien steigt, ist die Zahl der Vertreibungen weiterhin hoch. So wurden von Januar bis Juli 2017 geschatzte

808.661 Personen aufgrund des Konfliktes vertrieben, viele davon zum zweiten oder dritten Mal. Laut IOM war die
Rackkehr von IDPs hauptsachlich spontan, aber nicht notwendigerweise freiwillig, sicher oder nachhaltig (IOM
11.8.2017).

Langer zurlckliegende Gesetzesverletzungen im Heimatland (z.B. illegale Ausreise) kdnnen von den syrischen
Behorden bei einer Rickkehr verfolgt werden. In diesem Zusammenhang kommt es immer wieder zu Verhaftungen
(AA 17.8.2017). Im Prinzip steht es syrischen Staatsangehdrigen frei, mit ihrem syrischen Pass (oder bei einer Ausreise
in den Libanon: mit gultigem Personalausweis) Uber alle funktionsfahigen Grenzubergange, einschlielich dem
Flughafen Damaskus, das Land zu verlassen. Syrische Staatsangehoérige missen eine Ausreisegebihr in einer Hohe
zahlen, die vom Ausreisepunkt (Landgrenze oder Flughafen) abhangt. Auf Grundlage des Gesetzes Nr. 18 aus dem Jahr
2014 kann die Ausreise oder Rickkehr ohne glltigen Pass oder ohne die erforderliche Genehmigung oder Gber einen
nicht genehmigten Ausreisepunkt je nach Umstanden des Einzelfalls Freiheits- und/oder Geldstrafen nach sich ziehen.
Es ist nicht klar, ob das Gesetz tatsachlich angewandt wird und ob Personen, die aus dem Ausland zurlckkehren,
gemal Gesetz Nr. 18 von 2014 einer Strafverfolgung ausgesetzt sind (UNHCR 2.2017).

Personen werden bei der Einreise nach Syrien Uber den internationalen Flughafen Damaskus oder andere Einreiseorte
kontrolliert. Bei mannlichen Personen im wehrfahigen Alter wird auch kontrolliert, ob diese ihren Militdrdienst bereits
abgeleistet haben (IRB 19.1.2016; vgl. Zeit 10.12.2017). Manner im wehrfahigen Alter sind bei der Einreise besonders
gefahrdet, Opfer von Misshandlungen durch das Sicherheitspersonal zu werden. Die Sicherheitsorgane haben am
Flughafen freie Hand, und es gibt keine Schutzmechanismen, wenn eine Person verdachtigt und deswegen
misshandelt wird. Es kann passieren, dass die Person sofort inhaftiert und dabei Opfer von Verschwindenlassen oder



Folter wird. Oder der Person wird die Einreise nach Syrien erlaubt, sie muss sich jedoch zu einem anderen Zeitpunkt
erneut melden und verschwindet dann. Eine Person kann auch Opfer von Misshandlungen werden, ohne dass es dafur
einen bestimmten Grund gibt. Das System ist sehr unberechenbar (IRB 19.1.2016). Bereits im Jahr 2012 hat ein
britisches Gericht festgestellt, dass fur einen nach Syrien zurlickkehrenden, abgelehnten Asylwerber im Allgemeinen
bei der Ankunft die reale Gefahr besteht, aufgrund einer angenommenen politischen Gesinnung inhaftiert zu werden,
und in der Folge schweren Misshandlungen ausgesetzt zu sein. Seit dieser Feststellung hat sich die Situation weiter
verschlimmert. Es kann jedoch auch sein, dass eine Person, trotz eines abgelehnten Asylantrages, auch nach der
Ruckkehr nach Syrien noch als Unterstitzer des Assad-Regimes angesehen wird (UK HOME 8.2016).

Das syrische Gesetz bestraft auch Personen, welche versuchen in einem anderen Land Asyl zu suchen, um eine Strafe
in Syrien zu vermeiden (USDOS 3.3.2017).

In den von oppositionellen Gruppierungen wie Jabhat Fatah ash-Sham oder dem sogenannten Islamischen Staat (IS)
kontrollierten Gebieten verfigen die bewaffneten Gruppen ebenfalls Uber Listen von "Dissidenten". lhnen drohen
Misshandlung und Verschwindenlassen. Auch oppositionelle Gruppen kontrollieren Ruckkehrende, wobei die
Bekanntgabe des Wohn- und Geburtsortes wichtig ist. Syrerlnnen, die aus der Tirkei in oppositionelle Gebiete
zurlickkehren, werden befragt. Es kommt auBerdem zu Entfuhrungen und Losegelderpressungen durch bewaffnete
Gruppen (SFH 21.3.2017).

Wie aus Berichten hervorgeht, betrachtet die Regierung bestimmte Aktivitaten von im Ausland lebenden Syrern als
Ausdruck einer oppositionellen Einstellung, darunter Antrage auf Asyl, Teilnahme an regierungskritischen Protesten,
Kontakte zu Oppositionsgruppen oder andere Ausdrucksformen der Kritik an der Regierung, einschlie3lich Gber soziale
Medien (UNHCR 2.2017). Die syrische Regierung hat Interesse an politischen Aktivitaten von Syrern im Ausland, auch
deshalb, um oppositionelle Alternativen zum gegenwartigen Regime zu unterbinden. Die Regierung Uberwacht
Aktivititen dieser Art im Ausland, auch in Osterreich. Dass die syrische Regierung Kenntnis von solchen Aktivitdten hat,
ist wahrscheinlich, und sie hat die Moglichkeit, ihr diesbezlgliches Wissen zu nitzen, wenn sich dazu die Gelegenheit
ergibt. Eine Uberwachung von exilpolitischen Aktivititen passiert hauptsichlich an Orten mit einer gréReren syrischen
Gemeinde, weil sich dort eher Informanten der Regierung befinden kdnnen. Eine Gefahrdung eines Ruckkehrers im
Falle von exilpolitischer Aktivitat hangt jedoch von den Aktivitaten selbst, dem Profil der Person und von zahlreichen
anderen Faktoren, wie dem familidaren Hintergrund und den Ressourcen ab, die der Regierung zur Verflgung stehen
(BFA 8.2017).

Im September 2017 sprach der damalige Generalmajor der syrischen Republikanischen Garden Issam Zahreddine eine
Drohung gegen syrische Flichtlinge aus. In einem Live-Interview mit dem syrischen Staatsfernsehen sagte er "Kehrt
nicht zurtick! Selbst wenn der Staat euch vergibt, wir werden niemals vergessen und verzeihen. Ein Rat von diesem
Bart: Kommt nicht zurlck!", umstehende Offiziere hatten dazu gelacht. Zum Berichtszeitpunkt befehligte er mehrere
tausend Soldaten und leitete die Eroberung von Deir ez-Zour. Offiziell gibt das Assad-Regime vor, eine "nationale
Versohnung" in Syrien anzustreben. Syrer, die nicht gegen die Regierung kampften, hatten demnach nichts zu
beflrchten (Spiegel 11.9.2017). Zahreddine, der im Oktober 2017 durch eine Landmine getdtet wurde, entschuldigte
sich spater fur die Aussage und sagte, dass sie missinterpretiert worden sei und er sich lediglich auf IS und
Rebellenkampfer bezog, die syrische Truppen getttet haben (Telegraph 18.10.2017). Im Dezember 2017 besuchte Al
Haidar, der syrische Minister fir nationale Verséhnung (Minister of State for National Reconciliation), den Stdlibanon
und rief syrische Fluchtlinge aus den Provinzen Hama und Aleppo dazu auf, nach Hause zurick zu kehren, unter der
Behauptung, dass die Situation in den Provinzen stabil sei (DS 2.1.2018).

2. Beweiswurdigung:

Die Identitat des Beschwerdefiihrers wurde bereits seitens des BFA im Rahmen des Verfahrens zur Erteilung des Status
eines Asylberechtigten festgestellt und es bestehen keine Zweifel an diesen Feststellungen.

Die Feststellungen zum Verfahrensgang ergeben sich aus dem Verwaltungsakt. Sie wurden vom Beschwerdefihrer
nicht bestritten.

Die Feststellungen zur Verurteilung des Beschwerdeflhrers und die Details diese betreffend ergeben sich aus dem
Urteil des Landesgerichtes Feldkirch vom 29.06.2017, ZI. 61 Hv 26/17m.

Die Tatsache, dass nicht ausgeschlossen werden kann, dass dem Beschwerdefihrer im Falle seiner Ruckkehr in seinen



Herkunftsstaat - Syrien - eine reale Gefahr der Verletzung von Art. 2 und Art. 3 der EMRK oder den Protokollen Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention droht, ergibt sich aus den zitierten Landerfeststellungen. Die Landerfeststellungen
entsprechen in den relevanten Punkten den Landerfeststellungen des angefochtenen Bescheids des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 12.12.2018, ZI. 1100904710-171002615, und sind auf Grund hinreichend aktuell
(Bescheiddatum: 12.12.2018). Die Beschwerde erstattete kein Vorbringen zu den zugrunde gelegten
Landerfeststellungen. Aus diesem Grund erkennt das Bundesverwaltungsgericht nicht die Notwendigkeit, den
Sachverhalt hinsichtlich der Landerberichte zu aktualisieren.

Dass ein strafrechtliches Wohlverhalten des Beschwerdefuhrers nicht festgestellt werden kann, liegt daran, dass der
Beschwerdefiihrer erst am 09.12.2018 aus der Strafhaft entlassen wurde. Es bedirfte in Hinblick auf die konkreten
Tatumstdande eines gewissen Zeitraumes der Beobachtung des Wohlverhaltens des Beschwerdefiihrers, um
sicherzustellen, dass er nicht neuerlich das von ihm gezeigte Verhalten im Bundesgebiet setzen wird, und
gewahrleistet ist, dass er keine Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit mehr hervorrufen wird.

Die Feststellungen zum Familienleben des Beschwerdeflihrers ergeben sich aus dem Vorbringen des
Beschwerdefiihrers in der Beschwerde, wonach er erst nach der Haftentlassung mit seinen Eltern im gemeinsamen
Haushalt lebt. Aus dem Auszug aus dem ZMR geht hervor, dass der Beschwerdefhrer erst seit 14.01.2019, also erst
seit etwa einer Woche, mit den Eltern im gemeinsamen Haushalt lebt.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemaR & 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gegenstandlich liegt somit Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG,BGBI. | Nr.
33/2013, geregelt (8 1 leg.cit.). Gemal3 § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemal § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

GemaRk § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen, sofern die
Beschwerde nicht zuriickzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist. GemaR § 31 Abs. 1 VWGVG erfolgen die
Entscheidungen und Anordnungen durch Beschluss, soweit nicht ein Erkenntnis zu fallen ist.

GemaR § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden dann in der Sache selbst zu entscheiden,
wenn der maBgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes durch das
Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden
ist.

Gemal} § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufthren.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes muss der fir die rechtliche Beurteilung
entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehérde vollstandig in einem ordnungsgemafRen
Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeit aufweisen. Die
Verwaltungsbehdrde muss die die entscheidungsmalgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer
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Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswirdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darUber hinaus gehender fiir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG
festgelegte Neuerungsverbot verstoRt (vgl. VwGH 2.9.2015, Ra 2014/19/0127).

Gemal der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofes fir Menschenrechte zu Art. 6 EMRK, dessen Garantien
nach Art. 47 Abs. 2 der Grundrechte-Charta der EU auch im vor-liegenden Fall Anwendung finden, kann eine mandliche
Verhandlung unter bestimmten Vor-aussetzungen unterbleiben, etwa wenn der Fall auf der Grundlage der Akten und
der schriftlichen AuBerungen der Parteien angemessen entschieden werden kann (EGMR 12.11.2002, Appl. Nr.
28.394/95, DOry/Schweden; 8.2.2005, Appl. Nr. 55.853/00, Miller/Schweden), ebenso, wenn keine Fragen der
Beweiswlrdigung auftreten und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten sind (EGMR 18.7.2013, Appl. Nr.
56.422/09, Schadler-Eberle/Liechtenstein, Rz 97 ff).

Auch nach der Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn
der Sachverhalt unbestritten und die Rechtsfrage von keiner besonderen Komplexitat ist (VfSlg. 17.597/2005; VfSlg.
17.855/2006; zuletzt etwa VfGH 18.6.2012, B 155/12).

Von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung wurde gemaR§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm§ 24 Abs. 4 VwWGVG
abgesehen, da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde sowie dem beigeschafften
Strafgerichtsakt des Landesgerichts flr Strafsachen Wien zur GZ 041 Hv 37/15g geklart erscheint. Die Beurteilung, ob
die Verurteilung des Beschwerdefiihrers einen Grund flr die Aberkennung des Status eines Asylberechtigten darstellt,
stellt aus der Sicht des Bundesverwaltungsgerichts eine Rechtsfrage dar. Die vom Beschwerdefihrer vorgebrachten
Integrationsmalinahmen (zB Aneignung von Deutschkenntnissen B1, Eltern und Brlder des Beschwerdeflhrers in
Osterreich; Meldung beim AMS als ‘"arbeitssuchend") als Sachverhaltselemente werden durch das
Bundesverwaltungsgericht nicht in Abrede gestellt und aus diesem Grund ist diesbezliglich eine weitergehende
Befragung im Rahmen einer mundlichen Verhandlung nicht geboten. Die rechtliche Beurteilung der vorgebrachten
Integrationsmalinahmen stellt eine Rechtsfrage dar.

Zu A)
Zu Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: Aberkennung des Status eines Asylberechtigten:

GemaR § 7 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden von Amts wegen mit Bescheid der Status eines Asylberechtigten

abzuerkennen, wenn

ein Asylausschlussgrund nach § 6 vorliegt;

einer der in Art. 1 Abschnitt C der Genfer Flichtlingskonvention angefiihrten Endigungsgriinde eingetreten ist oder

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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